
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur ˜nderung der Richt-
linie 91/308/EWG des Rates vom 10. Juni 1991 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems

zum Zwecke der Geldwäsche

(2000/C 177 E/03)

KOM(1999) 352 endg. � 1999/0152(COD)

(Von der Kommission vorgelegt am 19. Juli 1999)

DAS EUROP˜ISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 Satz 1 und 3
und auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

nach dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 91/308/EWG des Rates zur Verhinderung
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geld-
wäsche (nachstehend Ðdie Richtlinie�) wurde am 10. Juni
1991 verabschiedet (1).

(2) In zwei Berichten an das Europäische Parlament und den
Rat nach Artikel 17 der Richtlinie berichtete die Kommis-
sion über die Umsetzung der Richtlinie und die Fort-
schritte bei der Bekämpfung der Geldwäsche (2).

(3) In seinen Berichten und Entschließungen in Reaktion auf
die beiden Berichte der Kommission forderte das Europäi-
sche Parlament eine Aktualisierung und Erweiterung der
Richtlinie von 1991 (3).

(4) In dem Aktionsplan der Hochrangigen Gruppe ÐOrgani-
sierte Kriminalität�, den der Europäische Rat von Amster-
dam am 16.�17. Juni 1997 gebilligt hatte, werden ins-
besondere in der 26. Empfehlung zusätzliche Anstrengun-
gen zur Bekämpfung der Geldwäsche gefordert (4).

(5) Es ist angebracht, daß die Richtlinie als eines der wichtig-
sten internationalen Rechtsinstrumente für die Bekämp-
fung der Geldwäsche unter Berücksichtigung der Schluß-
folgerungen der Kommission und der Forderungen des
Europäischen Parlaments und der Mitgliedstaaten aktuali-
siert wird; auf diese Weise sollte die Richtlinie nicht nur
die besten internationalen Praktiken auf diesem Gebiet

widerspiegeln, sondern auch weiterhin den Finanzsektor
und andere sensitiven Tätigkeiten in hohem Maße vor den
nachteiligen Auswirkungen der aus Straftaten stammen-
den Erträge schützen.

(6) Die GATS erlaubt es den Mitgliedern Maßnahmen zu er-
greifen, die nötig sind, um die öffentliche Moral zu schüt-
zen und Maßnahmen aus Vorsichtsgründen zu ergreifen,
die Sicherung der Stabilität und Integrität des Finanz-
systems beinhalten; diese Maßnahmen sollen keine Be-
schränkungen auferlegen, die über das hinausgehen, was
gerechtfertigt ist, diese Ziele zu schützen.

(7) In der Richtlinie ist weder klar geregelt, in welchem Mit-
gliedstaat Zweigniederlassungen von Kredit- oder Finanz-
instituten mit Hauptsitz in einem anderen Mitgliedstaat
den Behörden verdächtige Transaktionen melden sollten,
noch in welchem Mitgliedstaat die Behörden dafür zu
sorgen haben, daß solche Zweigniederlassungen Artikel
11 der Richtlinie einhalten.

(8) Der nach Artikel 13 der Richtlinie eingesetzte Geld-
wäsche-Kontaktausschuß hat diese Frage erörtert; dem-
nach sollten die Behörden des Mitgliedstaats, in dem die
Zweigniederlassung gelegen ist, solche Meldungen erhal-
ten und die obengenannten Aufgaben wahrnehmen.

(9) Diese Aufgabenzuteilung sollte in der Richtlinie durch
˜nderung der Definition der Begriffe ÐKreditinstitut� und
ÐFinanzinstitut� in Artikel 1 der Richtlinie deutlich ge-
macht werden.

(10) Das Europäische Parlament hat zu bedenken gegeben, daß
die Tätigkeiten von Wechselstuben und Geldüberwei-
sungsstellen für die Geldwäsche genutzt werden könnten;
diese Tätigkeiten sollten eigentlich bereits in den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie fallen; um jedoch diesbezüg-
lich jeglichen Zweifel auszuschalten, sollte in der Richt-
linie eindeutig festgelegt werden, daß diese Tätigkeiten in
ihren Anwendungsbereich fallen.

(11) Damit sichergestellt ist, daß die Richtlinie den Finanzsek-
tor möglichst vollständig abdeckt, sollte deutlich gemacht
werden, daß die Richtlinie für die Wertpapierfirmen im
Sinne der Richtlinie 93/22/EWG des Rates (Wertpapier-
dienstleistungs-Richtlinie) (5) gilt.
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(12) Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten nur zur Be-
kämpfung der Geldwäsche von Erlösen aus Drogenstrafta-
ten; in den letzten Jahren geht der Trend zu einer erheb-
lich weiter gefaßten Definition der Geldwäsche auf der
Grundlage eines breiteren Spektrums von Straftaten, die
der Geldwäsche vorangehen oder zugrunde liegen; dies
kommt beispielsweise in der überarbeiteten Fassung der
40 Empfehlungen der Arbeitsgruppe ÐFinanzielle Maßnah-
men gegen die Geldwäsche� (FATF), des führenden inter-
nationalen Gremiums auf dem Gebiet der Geldwäschebe-
kämpfung, von 1996 zum Ausdruck.

(13) Ein breiteres Spektrum von Vortaten erleichtert die Mel-
dung von verdächtigen Transaktionen und die internatio-
nale Zusammenarbeit auf diesem Gebiet; deshalb sollte die
Richtlinie auf diesem Gebiet entsprechend aktualisiert
werden.

(14) In der vom Rat aufgrund des Artikels K.3 des Vertrags
über die Europäische Union angenommenen Gemein-
samen Maßnahme vom 3. Dezember 1998 betreffend
Geldwäsche, die Ermittlung, das Einfrieren, die Beschlag-
nahme und die Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträ-
gen aus Straftaten (1) einigten sich die Mitgliedstaaten, alle
schweren Straftaten im Sinne der Gemeinsamen Maß-
nahme als Vortaten im Zusammenhang mit der Strafbar-
keit der Geldwäsche anzusehen.

(15) Die Richtlinie sieht bestimmte Pflichten vor, die insbeson-
dere die Meldung verdächtiger Transaktionen betreffen; es
wäre angemessener und entspräche mehr dem Sinne des
Aktionsplans zur Bekämpfung der organisierten Krimina-
lität, wenn das Geldwäscheverbot der Richtlinie nicht auf
Drogenstraftaten, sondern auf alle Aktivitäten des organi-
sierten Verbrechens, genauso wie Betrug, Korruption und
andere illegale Tätigkeiten, die die finanziellen Interessen
der Gemeinschaften berühren, Anwendung finden würde,
wie in Artikel 280 des Vertrages bezug genommen.

(16) Bei dieser Art von Betrug, Korruption oder sonstigen il-
legalen Aktivitäten sollten die für die Bekämpfung der
Geldwäsche zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
und die Kommission zusammenarbeiten und sachdienli-
che Informationen austauschen.

(17) Am 21. Dezember 1998 nahm der Rat eine Gemeinsame
Maßnahme aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über
die Europäische Union betreffend die Strafbarkeit der Be-
teiligung an einer kriminellen Vereinigung in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union (2) an. In dieser Ge-
meinsamen Maßnahme kommt zum Ausdruck, daß sich
die Mitgliedstaaten über die Notwendigkeit eines gemein-
samen Vorgehens auf diesem Gebiet einig sind.

(18) Gemäß der Richtlinie werden verdächtige Transaktionen
vom Finanzsektor und insbesondere von den Kreditinsti-

tuten in jedem Mitgliedstaat gemeldet; es gibt Belege da-
für, daß die Verschärfung der Kontrollen im Finanzsektor
dazu geführt hat, daß Geldwäscher nach anderen Wegen
suchen, die Herkunft ihrer Erlöse aus Verbrechen zu ver-
schleiern.

(19) Es besteht ein klarer Trend zur zunehmenden Nutzung
von Nichtfinanzunternehmen durch Geldwäscher; dies
wird durch die Arbeiten der FATF zu den Methoden
und Erscheinungsformen der Geldwäsche bestätigt.

(20) Artikel 12 der Richtlinie sieht bereits vor, daß die Ver-
pflichtungen im Rahmen der Richtlinie auf andere sensi-
tive Berufe und Unternehmenskategorien außerhalb des
Finanzsektors ausgedehnt werden können.

(21) Die Frage, welche nichtfinanziellen Tätigkeiten sensitiv
sind, wurde vom Geldwäsche-Kontaktausschuß mehrfach
erörtert.

(22) Die Verpflichtungen im Rahmen der Richtlinie zur Fest-
stellung der Identität des Kunden, zur Aufbewahrung von
Belegen und zur Meldung verdächtiger Transaktionen
sollte auf eine begrenzte Anzahl von Tätigkeiten und Be-
rufen ausgedehnt werden, bei denen erwiesenermaßen ein
Geldwäscherisiko besteht.

(23) Notare und selbständige Juristen sollten den Bestimmun-
gen der Richtlinie unterliegen, wenn sie eine begrenzte
Anzahl spezieller Finanz- oder Unternehmenstransaktio-
nen vornehmen, bei denen das Risiko sehr hoch ist, daß
ihre Dienste für das Waschen von Erlösen aus dem Dro-
genhandel oder dem organisierten Verbrechen mißbraucht
werden.

(24) Vertritt ein unabhängiger Rechtsanwalt oder eine Anwalts-
kanzlei einen Kunden in einem förmlichen Gerichtsver-
fahren, so wäre es nach der Richtlinie allerdings nicht
angebracht, den Rechtsanwalt zur Meldung des Verdachts
auf Geldwäsche zu verpflichten.

(25) Die Richtlinie verweist auf die Ðfür die Bekämpfung der
Geldwäsche zuständigen Behörden�, denen verdächtige
Geschäfte gemeldet werden müssen; um der beruflichen
Schweigepflicht in angemessenem Maße Rechnung zu tra-
gen, zu der unabhängige Anwälte ihren Mandaten gegen-
über verpflichtet sind, sollten die Mitgliedstaaten die An-
waltskammer oder eine andere berufsständische Anwalts-
organisation als zuständige Behörde bestimmen können;
die Regeln für die Bearbeitung der an diese Einrichtungen
ergangenen Meldungen und ihre etwaige Weiterleitung an
die Polizei oder die Justiz und allgemein die angemessenen
Formen der Zusammenarbeit zwischen den Anwaltskam-
mern oder den Berufsverbänden und den für die Bekämp-
fung von Geldwäsche zuständigen Behörden werden von
den Mitgliedstaaten festgelegt.
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(26) Finanzdienstleistungen werden in zunehmendem Maße
über Mittel (z. B. per Post, Telefon oder Computer) ange-
fordert und erbracht, bei denen der direkte Kontakt zwi-
schen dem Anbieter und dem Erwerber eingeschränkt
wird oder unterbleibt; auch in solchen Fällen sind die
Vorschriften der Richtlinie über die Feststellung der Kun-
denidentität einzuhalten; der Geldwäsche-Kontaktausschuß
hat derartige Ferngeschäfte geprüft und sich auf Grund-
sätze und Verfahren der Feststellung der Kundenidentität
geeinigt; diese Grundsätze und Verfahren sollten in einem
Anhang in die Richtlinie aufgenommen werden.

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 91/308/EWG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

ÐArtikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet

A. Kreditinstitut: ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 1
erster Gedankenstrich der Richtlinie 77/780/EWG (1)
sowie � im Sinne von Artikel 1 dritter Gedankenstrich
der genannten Richtlinie � eine in der Gemeinschaft
gelegene Zweigniederlassung eines Kreditinstituts mit
Sitz innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft;

B. Finanzinstitut:

(1) ein anderes Unternehmen als ein Kreditinstitut,
dessen Haupttätigkeit darin besteht, eines oder mehrere
der unter den Nummern 2 bis 12 und 14 der Liste im
Anhang zur Richtlinie 89/646/EWG aufgeführten Ge-
schäfte zu tätigen; dazu gehören auch die Tätigkeiten
von Wechselstuben und Geldüberweisungsstellen;

(2) ein Versicherungsunternehmen, das gemäß der
Richtlinie 79/267/EWG (2) ordnungsgemäß zugelassen
ist, soweit es Tätigkeiten ausübt, die unter die Richtlinie
79/267/EWG fallen;

(3) eine Wertpapierfirma im Sinne des Artikels 1
der Richtlinie 93/22/EWG.

Diese Definition des Finanzinstituts schließt auch in der
Gemeinschaft gelegene Zweigniederlassungen von Fi-
nanzinstituten mit Sitz innerhalb oder außerhalb der
Gemeinschaft ein;

C. Geldwäsche: folgende vorsätzlich begangene Handlun-
gen:

� der Umtausch oder Transfer von Vermögensgegen-
ständen in Kenntnis der Tatsache, daß diese Ver-
mögensgegenstände aus einer kriminellen Tätigkeit
oder der Teilnahme an einer solchen Tätigkeit stam-
men, zum Zwecke der Verheimlichung oder Ver-
schleierung des illegalen Ursprungs der Vermögens-
gegenstände oder der Unterstützung von Personen,
die an einer solchen Tätigkeit beteiligt sind, damit
diese den Rechtsfolgen ihrer Tat entgehen;

� das Verheimlichen oder Verschleiern der wahren
Natur, Herkunft, Lage, Verfügung oder Bewegung
von Vermögensgegenständen oder des tatsächlichen
Eigentums an Vermögensgegenständen oder ent-
sprechender Rechte in Kenntnis der Tatsache, daß
diese Gegenstände aus einer kriminellen Tätigkeit
oder aus der Teilnahme an einer solchen Tätigkeit
stammen;

� der Erwerb, der Besitz oder die Verwendung von
Vermögensgegenständen, wenn dem Betreffenden
bei der Übernahme dieser Vermögensgegenstände
bekannt war, daß diese Gegenstände aus einer kri-
minellen Tätigkeit oder aus der Teilnahme an einer
solchen Tätigkeit stammen;

� die Beteiligung an einer der unter den drei vorste-
henden Gedankenstrichen aufgeführten Handlun-
gen, Zusammenschlüsse zur Ausführung einer sol-
chen Handlung, Versuche einer solchen Handlung,
Beihilfe, Anstiftung oder Beratung zur Ausführung
einer solchen Handlung oder Erleichterung ihrer
Ausführung.

Ob Kenntnis, Vorsatz oder Motivation, die ein Merkmal
der obengenannten Tätigkeiten sein müssen, vorliegen,
kann anhand objektiver Tatumstände festgestellt wer-
den.

Der Tatbestand der Geldwäsche liegt auch dann vor,
wenn die Tätigkeiten, die den zu waschenden Ver-
mögensgegenständen zugrunde liegen, im Hoheits-
gebiet eines anderen Mitgliedstaats oder eines Drittlan-
des vorgenommen wurden.

D. Vermögensgegenstand: Vermögenswerte aller Art (ma-
teriell oder immateriell, beweglich oder unbeweglich)
und Rechtstitel oder Urkunden, die das Eigentumsrecht
oder Rechte an solchen Vermögenswerten belegen;

E. kriminelle Tätigkeit:

� eine Straftat im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buch-
stabe a) des Wiener Übereinkommens (3),
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� die Beteiligung an Aktivitäten in Zusammenhang
mit dem organisierten Verbrechen,

� Betrug, Korruption oder sonstige illegale Aktivitä-
ten, die sich nachteilig auf die finanziellen Inter-
essen der Europäischen Gemeinschaften auswirken
oder auswirken können und

� alle anderen kriminellen Tätigkeiten, die für die
Zwecke dieser Richtlinie von den einzelnen Mit-
gliedstaaten als solche definiert werden.

F. zuständige Behörden: diejenigen nationalen Behörden,
die von Gesetzes wegen die Aufsicht über die dieser
Richtlinie unterliegenden Institute und Personen inne-
haben.�

2. Folgender Artikel 2a wird eingefügt:

ÐArtikel 2a

Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Geltung der in dieser
Richtlinie niedergelegten Verpflichtungen für folgende In-
stitute:

(1) Kreditinstitute im Sinne von Artikel 1 Buchstabe A;

(2) Finanzinstitute im Sinne von Artikel 1 Buchstabe B;

und für folgende juristische oder natürliche Personen bei
der Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit:

(3) externe Buchsachverständige und Abschlußprüfer

(4) Immobilienmakler

(5) Notare und andere selbständige Juristen, die Kunden
bei folgenden Tätigkeiten unterstützen oder vertreten:

a) Kauf und Verkauf von Immobilien oder Gewerbebetrie-
ben;

b) Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Ver-
mögensgegenständen;

c) Verwaltung von Bank-, Spar- oder Wertpapierkonten;

d) Gründung, Betrieb oder Verwaltung von Gesellschaften,
Treuhandgesellschaften oder ähnlichen Strukturen;

e) Ausführung von Finanzgeschäften;

(6) Edelmetallhändler;

(7) Geldtransportunternehmen;

(8) Kasinobetreiber, -eigentümer und -verwalter.�

3. Artikel 3 erhält folgenden Wortlaut:

ÐArtikel 3

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die dieser
Richtlinie unterliegenden Institute und Personen von ihren
Kunden die Bekanntgabe ihrer Identität durch ein beweis-
kräftiges Dokument verlangen, wenn diese mit ihnen Ge-
schäftsbeziehungen anknüpfen, insbesondere, wenn sie ein
Sparkonto oder ein anderes Konto eröffnen oder Ver-
mögensverwahrungsleistungen anbieten.

(2) Die Identität ist ferner bei allen Transaktionen mit
nicht unter Absatz 1 fallenden Kunden festzustellen, bei
denen der Betrag sich auf 15 000 ECU oder mehr beläuft,
und zwar unabhängig davon, ob die Transaktion in einem
einzigen Vorgang oder in mehreren Vorgängen, zwischen
denen eine Verbindung zu bestehen scheint, getätigt wird.
Ist der Betrag zu Beginn der Transaktion nicht bekannt, so
stellt das betreffende Institut die Identität fest, sobald der
Betrag bekannt ist und festgestellt wird, daß die Schwelle
erreicht ist.

Nimmt ein Institut mit einem Kunden, der zur Feststellung
seiner Identität nicht physisch anwesend war (,Fern-
geschäfte�), Geschäftsbeziehungen auf oder schließt mit die-
sem ein Geschäft ab, so gelten die im Anhang festgelegten
Grundsätze und Verfahren.

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 erfolgt die
Feststellung der Identität nicht bei Versicherungsverträgen,
die von gemäß der Richtlinie 79/267/EWG zugelassenen
Versicherungsunternehmen � sofern diese eine Tätigkeit
im Sinne der genannten Richtlinie ausüben � abgeschlos-
sen werden, wenn die Höhe der im Laufe des Jahres zu
zahlenden periodischen Prämie(n) 1 000 Euro nicht über-
steigt oder wenn bei Zahlung einer einmaligen Prämie
diese nicht mehr als 2 500 Euro beträgt. Wenn die Höhe
der im Laufe des Jahres zu zahlenden periodischen Prä-
mie(n) über die Schwelle von 1 000 Euro hinaus angeho-
ben wird, wird die Identität festgestellt.

(3a) Abweichend von Absatz 2 ist die Identität aller
Kunden von Kasinos festzustellen, die Spielmarken im
Wert von 1 000 Euro oder mehr kaufen oder verkaufen.

(4) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die Iden-
tität bei Rentenversicherungsverträgen, die aufgrund eines
Arbeitsvertrags oder der beruflichen Tätigkeit des Ver-
sicherten abgeschlossen worden sind, nicht festgestellt zu
werden braucht, sofern die Verträge weder eine Rückkauf-
klausel enthalten noch als Sicherheit für ein Darlehen die-
nen können.

(5) Falls Zweifel daran bestehen, ob die in den vorste-
henden Absätzen genannten Kunden im eigenen Namen
handeln, oder falls Gewißheit besteht, daß diese nicht im
eigenen Namen handeln, ergreifen die dieser Richtlinie un-
terliegenden Institute und Personen angemessene Maßnah-
men, um Informationen über die tatsächliche Identität der
Personen einzuholen, in deren Namen diese Kunden han-
deln.
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(6) Bei Verdacht auf Geldwäsche sind die dieser Richt-
linie unterliegenden Institute und Personen gehalten, die
Identität festzustellen, selbst wenn der Betrag der Trans-
aktion unter den genannten Grenzen liegt.

(7) In den Fällen, in denen der Kunde ein unter diese
Richtlinie fallendes Kredit- oder Finanzinstitut ist, besteht
für die dieser Richtlinie unterliegenden Institute und Per-
sonen keine Verpflichtung zur Feststellung der Identität
nach diesem Artikel.

(8) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die Pflicht
zur Feststellung der Identität bei in den Absätzen 3 und 4
genannten Transaktionen als erfüllt gilt, wenn festgestellt
wird, daß die Zahlung über ein Konto abzuwickeln ist, das
im Namen des Kunden bei einem Kreditinstitut eröffnet
wurde, welches der in Absatz 1 genannten Pflicht unter-
liegt.�

4. In den Artikeln 4 und 5 werden die Worte ÐKredit- und
Finanzinstitute� durch Ðdieser Richtlinie unterliegenden In-
stitute und Personen� ersetzt.

5. Artikel 6 erhält folgenden Wortlaut:

ÐArtikel 6

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die dieser
Richtlinie unterliegenden Institute und Personen sowie de-
ren leitendes Personal und deren Angestellte mit den für
die Bekämpfung der Geldwäsche zuständigen Behörden in
vollem Umfang zusammenarbeiten, indem sie

a) diese Behörden von sich aus über alle Tatsachen, die ein
Indiz für eine Geldwäsche sein könnten, unterrichten;

b) diesen Behörden auf Verlangen alle erforderlichen Aus-
künfte in Einklang mit den Verfahren erteilen, die in
den anzuwendenden Rechtsvorschriften festgelegt sind.

(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen sind den
für die Bekämpfung der Geldwäsche zuständigen Behörden
des Mitgliedstaats mitzuteilen, in dessen Gebiet die Per-
sonen oder Institute ansässig sind, die die Informationen
übermitteln. In der Regel werden die Informationen von
der Person oder den Personen übermittelt, die die Institute
und Personen gemäß den Verfahren des Artikels 11 Absatz
1 benannt haben.

(3) Im Falle der selbständigen Juristen des Artikels 2a
Ziffer 5 können die Mitgliedstaaten die Anwaltskammer
oder die entsprechende Selbstverwaltungseinrichtung der
betreffenden Berufsgruppe als Behörde im Sinne des Ab-
satzes 1 dieses Artikels benennen und in diesen Fällen die
angemessenen Formen der Zusammenarbeit zwischen die-
sen und den anderen Behörden, die für die Bekämpfung
von Geldwäsche zuständig sind, niederlegen.

Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, die in Absatz 1
niedergelegten Verpflichtungen auf selbständige Juristen

anzuwenden, wenn es sich um Informationen handelt, die
sie von einem Kunden zum Zwecke der Vertretung in einer
Rechtssache oder im Rahmen einer Rechtsberatung erhal-
ten. Die Ausnahme von der Meldepflicht, wie sie in Para-
graph 1 niedergelegt ist, gilt für keinen Fall, in dem der
Verdacht besteht, daß Erkundigungen, die auf die Erleich-
terung der Geldwäsche gerichtet sind eingeholt werden.

(4) Informationen, die den Behörden gemäß Absatz 1
mitgeteilt werden, dürfen nur zur Bekämpfung der Geld-
wäsche benutzt werden. Die Mitgliedstaaten können jedoch
vorsehen, daß diese Informationen auch für andere Zwecke
verwendet werden können.�

6. Artikel 7 erhält folgende Fassung:

ÐArtikel 7

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die dieser Richtlinie
unterliegenden Institute und Personen die Transaktionen,
von denen sie wissen oder vermuten, daß sie mit einer
Geldwäsche zusammenhängen, nicht vornehmen, bevor
sie die in Artikel 6 genannten Behörden benachrichtigt
haben. Diese Behörden können unter den in ihren natio-
nalen Rechtsvorschriften festgelegten Bedingungen Wei-
sung erteilen, die Transaktion nicht abzuwickeln. Falls
von der Transaktion vermutet wird, daß sie eine Geld-
wäsche zum Gegenstand hat, und falls der Verzicht auf
eine Transaktion nicht möglich sein sollte oder falls da-
durch die Verfolgung der Nutznießer einer mutmaßlichen
Geldwäsche behindert werden könnte, erteilen die betref-
fenden Institute unmittelbar danach die nötige Informa-
tion.�

7. In Artikel 8 werden die Worte ÐKredit- und Finanzinstitute�
durch Ðdieser Richtlinie unterliegenden Institute und Per-
sonen� ersetzt.

8. Artikel 9 erhält folgende Fassung:

ÐArtikel 9

Macht ein dieser Richtlinie unterliegendes Institut oder eine
dieser Richtlinie unterliegende Person oder machen deren
leitendes Personal oder deren Angestellte den für die Be-
kämpfung der Geldwäsche zuständigen Behörden im guten
Glauben Mitteilung von den in Artikel 6 oder 7 genannten
Informationen, so gilt dies nicht als Verletzung einer ver-
traglich oder durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften
geregelten Bekanntmachungsbeschränkung und zieht für
das Institut oder die Person, das leitende Personal und
die Angestellten keinerlei nachteilige Folgen nach sich.�

9. In Artikel 10 werden die Worte ÐKredit- oder Finanzinsti-
tute� durch Ðdieser Richtlinie unterliegenden Institute und
Personen� ersetzt.

10. In Artikel 11 werden die Worte ÐKredit- und Finanzinsti-
tute� durch Ðdieser Richtlinie unterliegenden Institute und
Personen� ersetzt.

DEC 177 E/18 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 27.6.2000



11. Artikel 12 erhält folgenden Wortlaut:

ÐArtikel 12

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Bestim-
mungen dieser Richtlinie ganz oder teilweise auf Berufe
und Unternehmenskategorien ausgedehnt werden, die
zwar keine Institute und Personen im Sinne von Artikel
2a sind, jedoch Tätigkeiten ausüben, die besonders geeignet
sind, für Zwecke der Geldwäsche genutzt zu werden.

(2) Im Falle des Betrugs, der Korruption oder anderer
illegaler Aktivitäten, die sich nachteilig auf die finanziellen
Interessen der Europäischen Gemeinschaften auswirken
oder auswirken können, arbeiten die für die Bekämpfung
der Geldwäsche zuständigen Behörden nach Artikel 6 und
� im Rahmen ihrer Kompetenzen � die Kommission
zusammen, um die Geldwäsche zu verhindern und auf-
zudecken.

(3) Im Falle der selbständigen Juristen können die Mit-
gliedstaaten die Anwaltskammern und berufsständischen
Selbstverwaltungseinrichtungen von den Verpflichtungen
gemäß Absatz 2 freistellen.�

Artikel 2

Drei Jahre nach Annahme dieser Richtlinie führt die Kommis-
sion eine spezielle Überprüfung im Zusammenhang mit dem,

in Artikel 17 der Richtlinie 91/308/EWG vorgeschriebenen Be-
richt über Aspekte, die sich auf die spezielle Behandlung der
unabhängigen Rechtsberufe, die Kundenidentifizierung in nicht-
persönlichen Transaktionen und möglichen Auswirkungen für
den elektronischen Handel beziehen, durch.

Artikel 3

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen bis spätestens zum 31. De-
zember 2001 die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, um dieser Richtlinie nachzukommen.

(2) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten
der Bezugnahme.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

ANHANG

FESTSTELLUNG DER KUNDENIDENTIT˜T (NATÜRLICHE PERSONEN) DURCH KREDIT- UND FINANZ-
INSTITUTE BEI FINANZIELLEN FERNGESCH˜FTEN

Im Rahmen der Richtlinie sollten für die Verfahren zur Feststellung der Kundenidentität bei finanziellen Ferngeschäften
folgende Grundsätze gelten:

i) Die Verfahren gewährleisten eine angemessene Identifizierung des Kunden.

ii) Die Verfahren können angewandt werden, sofern kein berechtigter Grund zu der Annahme besteht, daß zur
Vertuschung der tatsächlichen Identität des Kunden ein persönlicher Kontakt vermieden wird, und kein Verdacht
auf Geldwäsche vorliegt.

iii) Die Verfahren gelten nicht für Bargeldgeschäfte.

iv) Die internen Kontrollverfahren gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie tragen den Ferngeschäften in besonderer
Weise Rechnung.

v) Ist die Gegenpartei des Instituts, das das Geschäft abwickelt (Vertragsinstitut), der Kunde selbst, so kann die
Kundenidentität mit folgenden Verfahren festgestellt werden:

a) Die nächstgelegene Zweigniederlassung oder Repräsentanz des Vertragsinstituts nimmt eine persönliche Identi-
fizierung vor.

b) Im Falle einer Identifizierung ohne persönlichen Kontakt mit dem Kunden:

� sollte eine Kopie des amtlichen Ausweises oder die Nummer des amtlichen Ausweises verlangt werden.
Hierbei sollte insbesondere die Adresse des Kunden überprüft werden, sofern diese auf dem Ausweis ange-
geben ist (indem z. B. Unterlagen, die den Vorgang betreffen, per Einschreiben mit Rückschein an die
Kundenadresse gesandt werden).
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� sollte die erste Zahlung im Rahmen des Geschäfts über ein auf den Kunden lautendes Konto bei einem in der
Europäischen Union oder im Europäischen Wirtschaftsraum ansässigen Kreditinstitut erfolgen. Die Mitglied-
staaten können Zahlungen durch angesehene Drittlandskreditinstitute zulassen, wenn diese gleichwertige
Vorschriften zur Bekämpfung der Geldwäsche anwenden.

� sollte das Vertragsinstitut sorgfältig prüfen, ob es sich bei dem Inhaber des Kontos, über das die Zahlung
erfolgt, und dem auf dem Ausweis angegebenen (oder durch die Ausweisnummer ermittelten) Kunden um
ein und dieselbe Person handelt. Im Falle diesbezüglicher Zweifel, sollte das Vertragsinstitut mit dem Kredit-
institut, bei dem das Konto eröffnet wurde, zur Bestätigung der Identität des Kontoinhabers Kontakt auf-
nehmen. Kann der Zweifel auf diese Weise nicht ausgeräumt werden, so sollte von diesem Kreditinstitut eine
Bescheinigung verlangt werden, mit der die Identität des Kontoinhabers, die ordnungsgemäße Durchführung
der Identifizierung und die Erfassung der entsprechenden Angaben gemäß der Richtlinie bestätigt wird.

c) kann bei bestimmten Versicherungsgeschäften auf die Pflicht zur Feststellung der Identität verzichtet werden,
wenn die Zahlung Ðüber ein Konto abzuwickeln ist, das im Namen des Kunden bei einem Kreditinstitut eröffnet
wurde, welches der in (Artikel 3) Absatz 1 (dieser Richtlinie) genannten Pflicht unterliegt� (Artikel 3 Absatz 8).

vi) Ist die Gegenpartei des Vertragsinstituts ein anderes Institut, das im Namen des Kunden tätig ist, so gilt folgendes:

a) Wenn die Gegenpartei in der Europäischen Union oder dem Europäischen Wirtschaftsraum ansässig ist, ist eine
Feststellung der Kundenidentität durch das Vertragsinstitut nicht erforderlich (Artikel 3 Absatz 7 der Richtlinie).

b) Wenn die Gegenpartei außerhalb der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraumes ansässig ist,
sollte das Vertragsinstitut die Identität seiner Gegenpartei (sofern diese nicht sehr bekannt ist) anhand eines
zuverlässigen Verzeichnisses der Finanz- und Kreditinstitute überprüfen. Im Falle diesbezüglicher Zweifel sollte
das Institut die Aufsichtsbehörden des Drittlands um eine Bestätigung der Identität seiner Gegenpartei ersuchen.
Das Institut sollte zudem Ðangemessene Maßnahmen (ergreifen), um Informationen (über den Kunden seiner
Gegenpartei (Begünstigter des Geschäfts)) einzuholen� (Artikel 3 Absatz 5 der Richtlinie). Diese Ðangemessenen
Maßnahmen� erstrecken sich vom einfachen Erfragen des Namens und der Adresse des Kunden (im Falle gleich-
wertiger Vorschriften des Drittlands für die Feststellung der Identität) bis zum Anfordern einer Bescheinigung der
Gegenpartei, mit der die ordnungsgemäße Prüfung und Erfassung der Identität des Kunden bestätigt wird (im
Falle nicht vergleichbarer Vorschriften).

vii) Die obengenannten Verfahren schließen die Verwendung anderer Verfahren nicht aus, die nach Ansicht der zu-
ständigen Behörden eine vergleichbar zuverlässige Identifizierung des Kunden im Rahmen finanzieller Ferngeschäfte
gewährleisten.
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